
MEDI EN K ANZLER DER WOCH E

Zitiert Wie gut können die beiden Kanzler-
kandidaten Angela Merkel (CDU) und 
Frank- Walter Steinmeier (SPD) ihre Themen
setzen? Landau Media wertet 111 deutsche
Printmedien aus. Jeden Freitag in der FTD.

Erster Gewinner Das TV-Duell bringt
den Kandidaten nach vorn – endlich
positive Presse. In der Außenpolitik
stellt er sich mit seinem Plan für Afgha-
nistan als Macher dar. Durch den Deal
mit Magna kann er auch die Opel-Poli-
tik der SPD als erfolgreich präsentieren.

Zweiter Gewinner Die Spindoktoren
mussten harte Arbeit leisten, um den
TV-Plausch der Kanzlerin mit Steinmeier
als Erfolg zu verkaufen. Harmonie nicht
nur im TV, sondern auch in den Zeitun-
gen: Afghanistan und Opel sind bei bei-
den Kandidaten die Themen der Woche. 
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Frank-Walter Steinmeier (SPD) Angela Merkel (CDU)

TV-Duell: Steinmeier schnei-
det besser ab als erwartet

1029 1. TV-Duell: Merkel liegt
gleichauf mit Steinmeier

1029

Strategiewechsel in Afgha-
nistan: Steinmeier entwirft
Zehn-Punkte-Plan

449 2. Merkel wehrt sich gegen
Kritik: Opel-Verkauf ermög-
licht Neuanfang

528

Steinmeier: Opel-Verkauf
war großer Erfolg

269 3. Afghanistan: Kanzlerin plant
internationale Konferenz
zum schnelleren Aufbau

443

SPD-Kanzlerkandidat spricht
sich für die Einführung einer
Börsenumsatzsteuer aus

62 4. Merkel votiert für eine wei-
tere Erkundung von Gorle-
ben als Atommüllendlager

170

Quelle: Landau Media, Auswertung 111 überregionaler und regionaler deutscher Zeitungen und Zeitschriften, 10. 9. bis 16. 9.

Schüler wirft
mit Brandsätzen 
Amoklauf Wieder ein Amok-

lauf an einer Schule, wieder

eine Stadt in Angst und Schre-

cken: Polizisten gehen am

Donnerstag zum Gymnasium

Carolinum im mittelfränki-

schen Ansbach. Ein 18-jähriger

Schüler war am Morgen in

das Gebäude gestürmt und

hatte zwei Molotowcocktails

auf seine Mitschüler gewor-

fen. Acht Schüler und ein Leh-

rer wurden verletzt, zwei

Mädchen schwer. Ein beherz-

ter Schüler alarmierte sofort

die Polizei und begann, das

ausgebrochene Feuer zu lö-

schen. Elf Minuten später hat-

ten zwei Polizisten den Täter

mit fünf Schüssen überwäl-

tigt. Er liegt im Krankenhaus,

sein Motiv war zunächst un-

klar. Der Ansbacher Schüler

soll neben den Molotowcock-

tails auch eine Axt und zwei

Messer mitgebracht haben. Ei-

nes der schwer verletzten

Mädchen erlitt massive Kopf-

verletzungen – der Täter

könnte die Axt oder ein Mes-

ser benutzt haben, vermutete

ein Polizeisprecher. FTD, DPA

Union findet keine gemeinsame Linie
CDU und CSU bei Steuern und Wirtschaft uneins · Kritik an FDP-Forderung nach kräftiger Steuersenkung · Attacke auf Steinmeier

VON JENS TARTLER , BERLIN

C
DU und CSU können sich in
der Finanz- und Wirtschafts-
politik nicht auf eine gemein-

same Wahlkampflinie einigen. CDU-
Generalsekretär Ronald Pofalla
räumte in einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz mit Bayerns Finanzmi-
nister Georg Fahrenschon (CSU) am
Donnerstag ein, dass sich die
Schwesterparteien weder über den
Zeitpunkt der versprochenen Steuer-
entlastungen noch über ein Papier
zur Wirtschaftspolitik verständigen
konnten.

Zum Thema Steuern sagte Pofalla:
„Darüber gibt es zwischen den bei-
den Parteien unterschiedliche Auf-
fassungen – da hilft es gar nichts,
drum herumzureden.“ Er sagte auch,

dass die CDU sich das von der CSU
für Montag angekündigte Wirt-
schaftspapier nicht zu eigen mache:
„Wir sind der Auffassung, dass das,
was im gemeinsamen Regierungs-
programm festgelegt ist, vollkom-
men ausreicht.“

Der Auftritt von Pofalla und Fah-
renschon war eigentlich dazu ge-
dacht, gut eine Woche vor der Bun-
destagswahl die SPD frontal anzu-
greifen. Deutlich wurden aber die
Differenzen zwischen den Schwes-
terparteien. Außerdem zeigte sich er-
neut, dass die Union die steuerpoliti-
schen Forderungen des Wunsch-
Koalitionspartners FDP für unrealis-
tisch hält. Fahrenschon zog dafür
den FDP-Ehrenvorsitzenden Otto
Graf Lambsdorff als Kronzeugen he-
ran, der gesagt habe, die Vorstellun-

gen seiner eigenen Partei „passen
nicht in die Zeit“.

Der SPD warf der Minister vor,
durch die von ihr geplante Börsen-
umsatzsteuer nehme sie Riester-Spa-
rern über die Laufzeit des Vertrages
Tausende von Euro bei der Rendite
weg. Fahrenschon legte dabei aller-
dings einen Steuersatz von einem
Prozent zugrunde, obwohl die SPD
für Geschäfte im Inland nur einen
Satz von 0,5 Prozent fordert.

Fahrenschon sagte dazu, er wolle
auch einmal einen „theatralischen
Effekt“ erzielen wie SPD-Kanzlerkan-
didat Frank-Walter Steinmeier im TV-
Duell mit Angela Merkel. In der Sen-
dung hatte Steinmeier gesagt, eine
Steuerentlastung von 50 Mrd. €, wie
Schwarz-Gelb sie plane, verlange ein
Wirtschaftswachstum von neun Pro-

zent, um sich allein dadurch selbst zu
finanzieren. Das sei unrealistisch.
Fahrenschon und Pofalla warfen
Steinmeier vor, „ahnungslos“ zu sein.
Nach einer Berechnung des Fernseh-
senders ZDF, so Pofalla, sei nur ein
zusätzliches Wachstum von 0,8 Pro-
zent nötig. Der Ökonom Clemens
Fuest von der Universität Oxford kam
dagegen auf eine notwendige Wachs-
tumsrate von vier Prozent.

Über die Ankündigung von FDP-
Chef Guido Westerwelle, er werde nur
einen Koalitionsvertrag unterzeich-
nen, in dem ein einfacheres, gerech-
teres Steuersystem mit niedrigeren
Sätzen festgelegt sei, meinte Pofalla:
„Das hat er von uns abgeschrieben.“
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Das wollen Parteien und Verbände

Guttenberg lässt
neue Reaktoren

erforschen
Grüne werfen der Union

verlogene Atompolitik vor

FRIEDERIKE VON TIESENHAUSEN , BERLIN

Obwohl der Neubau von Atom-
kraftwerken in Deutschland

verboten ist, lässt das Bundeswirt-
schaftsministerium neueste Reaktor-
typen erforschen. Das Haus von Karl-
Theodor zu Guttenberg (CSU) hat ei-
nen Auftrag zur Untersuchung der
Sicherheit von fortgeschrittenen Mei-
lern vergeben. Die dreijährige Lauf-
zeit dieses Projekts beginnt pikan-
terweise unmittelbar nach der Bun-
destagswahl – am 1. Oktober 2009. 

Der Forschungsauftrag aus dem
Wirtschaftsministerium dürfte die
Debatte über die künftige Rolle der
Atomkraft in Deutschland weiter an-
heizen. Union und FDP wollen im
Falle eines Wahlsiegs den rot-grünen
Atomkonsens aufkündigen. 

Bei dem Vorhaben mit dem sperri-
gen Titel „Entwicklung von Rechen-
methoden zur Sicherheitsbewertung
fortgeschrittener Reaktorkonzepte“
geht es um die Bewertung von aller-
neuesten Meilern, die derzeit welt-
weit erprobt werden und auf denen
die Hoffnung der Kerntechnikbran-
che für eine weltweite Renaissance
der Atomkraft ruht. 

Grünen-Spitzenkandidatin Renate
Künast kritisierte: „Schwarz spielt
beim Atom ein falsches Spiel. Der
Unions-Bauplan für neue Atomkraft-
werke nimmt immer konkretere
Formen an.“ Erst in dieser Woche war
bekannt geworden, dass ein Gutach-
ten im Auftrag von Forschungsminis-
terin Annette Schavan (CDU) den
Neubau von Kernkraftwerken in
Deutschland durchgespielt hatte.
Die Wähler sollten davon offenbar
nichts erfahren, sagte Künast der
FTD. „Doch all diese Manöver
werden nichts nutzen.“ Für den Aus-
stieg aus der Hochrisikotechnologie
Atomkraft gebe es eine gesellschaftli-
che Mehrheit. 

Das Wirtschaftsministerium ver-
teidigte die Forschung mit Steuergel-
dern. „Es geht darum, Kompetenz zu
erhalten, schon allein um die Sicher-
heit von Anlagen im benachbarten
Ausland bewerten zu können“, sagte
ein Ministeriumssprecher. Und ein
Sprecher der Gesellschaft für An-
lagen- und Reaktorsicherheit, die
den 1,3 Mio. € schweren Auftrag be-
kommen hat, meinte: „Auch wenn
man damit rechnen kann, dass
solche Reaktoren in Deutschland
nicht gebaut werden, müssen wir die
trotzdem kennen und beurteilen
können.“ 

G20 nähern sich Lösung im Streit um Boni
EU will Managerbonus an Bankperformance koppeln · Aussicht auf Konsens mit USA und China steigt

VON WOLFGANG PROISSL , BRÜSSEL

Beim Sondertreffen der EU-
Staats- und Regierungschefs

zeichnete sich am Donnerstagabend
eine Lösung im Streit um die Begren-
zung der Bonuszahlungen an Bank-
manager ab. Im Entwurf einer ge-
meinsamen Sprachregelung für den
Gipfel der 20 wichtigsten Industrie-
und Schwellenländer (G20) kom-
mende Woche in Pittsburgh war zwar
von „verbindlichen Regeln“ die Rede,
die „von der Drohung von Sanktio-
nen auf der nationalen Ebene“ ge-
stützt werden sollten. 

Doch bei der Frage der Deckelung
dieser Boni steuerten die Europäer
auf weichere Formulierungen zu, die
auch für zurückhaltendere G20-
Staaten wie die USA und China ak-
zeptabel sein könnten. In der
Sprachregelung des Entwurfs hieß
es, die Boni könnten „einem Anteil
der gesamten Kompensationen oder
der Bankerlöse und/oder Gewinne
entsprechen“.

Eine solche Regelung könnte auch
für Washington und Peking akzepta-
bel sein. Der amerikanische und chi-
nesische Finanzminister hatten sich
bei einem G20-Treffen in London vor
zwei Wochen kategorisch gegen prä-

zise Deckelungsregeln für Bonuszah-
lungen gewehrt. Insbesondere
Frankreichs Präsident Nicolas Sar-
kozy hatte bis vor Kurzem gefordert,
dass es individuelle Höchstbeträge
bei Bonuszahlungen für Bankmana-
ger und Aktienhändler geben müsse.
Diese Position gab Frankreich nun
auf. „Wir sind nicht engstirnig bis zu
dem Punkt, dass wir auf einer Zahl
bestehen“, sagte die französische
Finanzministerin Christine Lagarde
gestern dem „Wall Street Journal“.
Doch Frankreich bestehe auf Regeln,
„die man auf solide Parameter fest-
nageln kann“.

Eine konsensfähige Regelung
könnten die Vorschläge bieten, die
das Financial Stability Board (FSB)
am vergangenen Dienstag gemacht
hatte. Das Gremium aus Zentralban-
kern, Aufsehern und Finanzminis-
tern schlug vor, die Bonushöhe von
der Gesamtperformance der jeweili-
gen Bank abhängig zu machen. Eine
Möglichkeit wäre, denjenigen Ban-
ken mit einer schwachen Eigenkapi-
talbasis die Bonushöhe streng zu de-
ckeln. 

Das FSB wird den G20-Staats- und
Regierungschefs für ihr Treffen in
Pittsburgh am 24. und 25. September
detaillierte Vorschläge machen. 

Zum Auftakt des EU-Sondertref-
fens bekräftigten viele EU-Regie-
rungschefs ihre Forderung nach ei-
ner grundlegenden Reform der Bo-
nusregeln. „Ich bin erschüttert über
die früheren Praktiken in einigen
Banken“, sagte der britische Premier
Gordon Brown. Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) forderte eine ein-
heitliche europäische Position für
den Pittsburgh-Gipfel. 

Die Bonuszahlungen, die in den
vergangenen Jahren die festen Jah-
resgehälter vieler Bankmanager und
Händler um ein Mehrfaches über-
stiegen, setzen Anreize für kurzfris-
tige Gewinnmaximierung und hohe
Risikobereitschaft. Sie gelten deshalb
als ein eine Ursache der Finanz- und
Wirtschaftskrise. Für Empörung
hatte jüngst gesorgt, dass auch solche
Banken in Deutschland, Frankreich
und den USA wieder Boni in Aussicht
stellten, die mit Staatsgeldern geret-
tet worden waren.

Im Entwurf der Sprachregelung
hieß es Donnerstagabend weiter, Bo-
nuszahlungen dürften künftig nur
mit Verzögerung ausgezahlt werden.
Außerdem wird festgelegt, „dass sie
auch im Falle einer negativen Ent-
wicklung der Bankenperformance
wieder gestrichen werden können“.

Mehr Stimuluspläne
Milliardenprogramme Der britische
Premierminister Gordon Brown for-
dert, dass die 20 wichtigsten Indus-
trie- und Schwellenländer (G20) ihre
weltweiten Anstrengungen zur Kon-
junkturstimulierung aufrechterhal-
ten. „Ansonsten besteht die Gefahr,
dass wir die Erholung wieder ab-
würgen“, warnte der Regierungs-
chef. 2009 und 2010 haben die EU-
Staaten fünf Prozent ihrer Wirt-
schaftsleistung in Konjunkturpro-
gramme gesteckt. „Diese Anstren-
gungen müssen aufrechterhalten
bleiben, bis die Erholung gesichert
ist“, hieß es in dem Entwurf der ge-
meinsamen EU-Sprachregelung. 

Schuldenberg Die Europäische Zen-
tralbank und die EU-Kommission
warnen, Europas Regierungen könn-
ten wegen der Schuldenberge ihre
politische Handlungsfähigkeit völlig
verlieren. Die EU-Staaten einigten
sich deshalb in ihrer Sprachregelung
darauf, dass Ausstiegsstrategien aus
der Schuldenpolitik zwar „jetzt“ ge-
plant, aber erst mit dem Beginn der
Erholung auch umgesetzt werden. 

Schwarz-gelbe Socken
Merkel-Rüge Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) hat ihren Koaliti-
onspartner SPD erneut scharf kriti-
siert. In der „B.Z.“ warf sie den Sozi-
aldemokraten Unglaubwürdigkeit
bei den Aussagen über künftige Re-
gierungspartner vor. „In der SPD gibt
es drei zerstrittene Lager“, sagte die
CDU-Vorsitzende. Ein Lager strebe
eine „Ampel“ mit FDP und Grünen
an, mache aber gleichzeitig eine
„Schwarz-gelbe-Socken-Kampagne“.
Andere Sozialdemokraten setzten
entgegen allen offiziellen Aussagen
auf ein rot-rot-grünes Bündnis. „Das
passt hinten und vorne nicht zusam-
men“, kritisierte Merkel.


